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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

22.11.2011 

Geschäftszahl 

2008/04/0212 

Rechtssatz 

Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits in seinem E vom 18. Oktober 2001, 2000/07/0229, ausgesprochen, dass 
die Bestimmung des § 17 Abs. 2 ForstG 1975 (nunmehr Abs. 3) zu den "Umweltschutzvorschriften" zu zählen 
ist, deren Einhaltung als subjektives Recht im Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof von einer 
Bürgerinitiative geltend gemacht werden kann. Dazu zählt zweifelsfrei auch die Prüfung, ob die Behörde die 
Interessenabwägung im Sinne des Gesetzes getroffen und zu Recht die Bewilligung für die Rodung erteilt hat. 
Dies bedeutet aber, dass die Bürgerinitiative auch alle einer Erteilung einer Rodungsbewilligung zu Grunde 
liegenden Feststellungen und Wertungen (Vorliegen eines konkurrierenden öffentlichen Interesses, Gewicht 
dieses Interesses bei der Interessenabwägung) und nicht nur eine unzutreffende Bewertung des Interesses an der 
Walderhaltung hinterfragen und gegebenenfalls als Verletzung eines subjektiven Rechtes vor dem 
Verwaltungsgerichtshof geltend machen kann. 


